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	Schlagzeilen: "Österreich blockiert EU-Verhandlungen"
Vor einigen Tagen haben Schlagzeilen wie "Österreich blockiert EU-Verhandlungen" erstmals die österreichische Öffentlichkeit über wichtige Vorgänge auf EU-Ebene informiert, die von weitreichender Bedeutung für die Anti-Atom-Politik sind. Bisher sind diese Verhandlungen weitgehend im abgeschirmten Bereich der Verwaltung geführt worden.

Was genau geschieht in diesen Tagen in Brüssel?
Zur Zeit wird im Rahmen der Beitrittsgespräche gerade das Kapitel 14 - Energie - verhandelt. Die (sehr unausgewogen pro-atomare) finnische Präsidentschaft drängt gemeinsam mit der (noch immer stark pro-atomaren) EU-Kommission auf einen raschen Abschluß der Verhandlungen. Im Rahmen dieser raschen Vorgangsweise hätte allerdings ein wichtiger Ankerpunkt der österreichischen Anti-Atom-Politik, nämlich eine wichtige Festlegung des EU-Rates vom Dezember 1998, über Bord geworfen werden sollen. Der Rat forderte "das höchste Sicherheitsniveau der EU-Länder sowohl in technischer als auch in operativer Hinsicht" für Atomkraftwerke am Gebiet der Kandidatenländer. 
Diese Formulierung sollte durch eine völlig nichtssagende über " ein in EU-Ländern übliches Sicherheitsniveau" ersetzt werden sollen. Sie würde auch einen Vergleich mit völlig veralteten Anlagen ermöglichen und somit einen Freibrief für alle grenznahen AKW´s einschließlich Temelin bedeuten. Für Österreich wäre es im Falle der Zustimmung zu dieser Formulierung später praktisch nicht mehr möglich, im Alleingang gegen die Aufnahme von Ländern mit unsicheren AKW´s zu stimmen. Die österreichische Anti-Atom-Politik wäre damit, zumindest auf EU-Ebene, völlig am Ende. Dies ist im letzten Moment durch die bereits erwähnte Blockade Österreichs verhindert worden. 

Unterstützung anderer EU-Staaten
Österreich ist dabei bisher lediglich sehr zafghaft von Deutschland unterstützt worden. Alle übrigen EU-Länder haben gegen den schamlosen Vorschlag der Kommission nicht protestiert.
Die Finnen versuchen sogar geschickt, durch eine "Paketlösung" - auch Länder ohne AKW´s wie Polen oder Zypern sind von den auftretenden Verzögerungen der Verhandlungen betroffen - Stimmung gegen die österreichische Position zu machen. Die bereits erwähnte Formulierung des EU-Rates hat die Atomlobby in der EU gehörig ins Wanken gebracht. Sie bedeutet, daß es beim Beitritt eine Art "Eingangskontrolle" gibt, damit es keine Anlagen mit einem unzureichenden Sicherheitsniveau am EU-Gebiet gibt. Die Nervosität der "Atomfreunde" unter den EU-Beamten war auch schon beim Besuch der oberösterreichischen Delegation in Brüssel unübersehbar. Nach ursprünglichen Plänen der Atomlobby sollten die betreffenden Länder unter Hinweis auf die nationalen Kompetenzen bei der AKW-Sicherheit ohne jegliche Überprüfung ihrer Anlagen aufgenommen werden sollen. 

Nationale Kompetenz - Einmischung
Gerade diese nationale Kompetenz würde dann jegliche "Einmischung" von anderen Ländern wirksam unterbinden. Entgegen den vielfach geäußerten Fehlmeinung hätte Österreich nach dem EU-Beitritt Tschechiens nicht die geringste Chance, etwas zu verändern. Eine "Eingangskontrolle" im Rahmen der Beitrittsverhandlungen stellt somit das einzige Mittel gegen unsichere AKW´s dar. Die nächste Verhandlungsrunde findet Anfang November in Brüssel statt. Alle österreichischen Atomgegner sollten darauf achten, daß Österreich auf jeden Fall seinen Kurs beibehält und keinen abschwächenden Formulierungen zustimmt. 


